
Der Staatsanwalt soll das Auftreten von Gesetzesver­
letzungen nicht passiv abwarten Und erst nach ent­
sprechenden Signalen darauf reagieren. Er muß in 
seiner Aufsichtstätigkeit aktiv wirken. Der Staatsanwalt 
muß durch eine enge Verbindung zur Bevölkerung stets 
einen Überblick über den Zustand der sozialistischen 
Gesetzlichkeit in seinem Aufsichtsgebiet besitzen. Er 
muß aktiv, aus eigener Initiative heraus Gesetzesver­
letzungen und Einengungen der Rechte der Sowjet­
bürger aufdecken.

Eine Analyse der praktischen Durchsetzung der Rechte 
und Pflichten der Staatsanwälte ermöglicht es, eine Ab­
grenzung zwischen der Tätigkeit der Staatsanwaltschaft 
hinsichtlich der, Prüfung der von den zu beaufsichtigen­
den Organen erlassenen Akte auf deren Übereinstim­
mung mit dem Gesetz und der Tätigkeit der Staats­
anwaltschaft bei der Prüfung der Einhaltung der Ge­
setze, die mit den verschiedensten Methoden und 
Mitteln durchgeführt werden, zu ziehen. Wenn es für 
die Prüfung eines Aktes des zu beaufsichtigenden 
Organs auf seine Übereinstimmung mit dem Gesetz 
genügt, diesen anzufordern und mit dem Inhalt des 
Gesetzes zu vergleichen, so ist es für die Prüfung der 
Einhaltung des Gesetzes erforderlich, auf Grund der Er­
gebnisse der Kontroll- und Revisionstätigkedt in den 
entsprechenden Verwaltungen, Betrieben, Organisatio­
nen usw. den tatsächlichen Zustand mit dem vom Gesetz 
vorgesehenen zu überprüfen.

In der Praxis sind allerdings häufig beide Arten der 
Prüfung unlösbar miteinander verbunden. In der Regel 
wird der Staatsanwalt bei der Prüfung eines Aktes des 
zu beaufsichtigenden Organs auf seine Übereinstimmung 
mit dem Gesetz, auf dessen Grundlage er erging,' sich 
mit den Voraussetzungen vertraut machen, die es für 
das zu beaufsichtigende Organ erforderlich machten, 
diesen Akt zu erlassen. Er prüft dann den tatsächlichen 
Zustand auf die Übereinstimmung mit dem entsprechen­
den Gesetz; und umgekehrt, bei der Kontrolle der Ein­
haltung des Gesetzes kommt der Staatsanwalt nicht um­
hin, die Akte des zu beaufsichtigenden Organs, die auf 
der Grundlage und in Durchführung des gegebenen 
Gesetzes erlassen wurden, zu überprüfen.

In den Fällen, in denen die Überprüfung eines Aktes 
des zu beaufsichtigenden Organs auf seine Übereinstim­
mung mit dem Gesetz kein Studium des Zustandes der 
Einhaltung dieses Gesetzes erforderlich macht, greift 
der Staatsanwalt nicht zur Hilfe von Fachorganen; seine 
juristische Qualifikation ist für die Klärung dieser Frage 
ausreichend.

Soweit die Prüfung der Einhaltung des Gesetzes Spe­
zialkenntnisse erfordert, wendet sich der Staatsanwalt 
zur Klärung der Rechttnäßigkeit der Handlungen des zu 
beaufsichtigenden Organs an spezielle Organe der Kon­
trolle und Inspektion.

Daraus folgt nicht, daß sich der Staatsanwalt bei der 
Aufsicht über die Einhaltung der Gesetze in Abhängig­
keit zu den Leitern der Organe begibt, die auf sein Ver­
langen hin die Revision der ihnen unterstehenden In­
stitutionen durchführen.

Der Staatsanwalt kann dem Ablauf der von ihm 
organisierten Revision nicht passiv Zusehen und auf das 
Resultat der Revision warten, um dann auf der Grund­
lage des Ergebnisses entsprechende Schlußfolgerungen 
zu ziehen. Er ist verpflichtet, gemeinsam mit den von 
ihm beauftragten Leitern oder kontrollierenden Organen 
selbst an Ort und Stelle an der Prüfung der Einhaltung 
der Gesetzlichkeit teilzunehmen und sich selbst von der 
Richtigkeit der durchgeführten Revision zu überzeugen, 
um dann in entsprechender Weise auf die Gesetzesver- 
letzung zu reagieren.

Die Formen der Verwirklichung der Allgemeinen 
Aufsicht durch den Staatsanwalt

Die Formen der Arbeit des Staatsanwalts auf dem 
Gebiet der Allgemeinen Aufsicht sind solche Handlun­
gen und Akte, mit deren Hilfe der Staatsanwalt nicht 
nur die Aufmerksamkeit der Leiter der Verwaltungen, 
Betriebe und Organisationen auf Gesetzesverletzungen 
lenkt, sondern mit deren Hilfe er eine beliebige Ver­
letzung der sozialistischen Gesetzlichkeit beseitigen und 
die verletzten Rechte der Bürger und Organisationen 
wiederherstellen kann.

Die Grundformen, in denen die staatsanwaltschaft- 
liche Aufsicht ausgeübt wird, sind der Einspruch und 
der Hinweis. Als juristisch zu bezeichnende Akte ver­
fügt jede dieser Grundformen des Reagierens des 
Staatsanwalts auf die Verletzung der Gesetzlichkeit 
über bestimmte spezifische Merkmale.

Der E i n s p r u c h  als eine der Formen der Tätigkeit 
der Staatsanwaltschaft ging in die Praxis der Allgemei­
nen Aufsichtstätigkeit mit dem Moment der Organi­
sierung der staatsanwaltschaftlichen Aufsicht ein. Noch 
im Jahre 1922 wies W. I. Lenin in seiner Arbeit „Über 
die ,doppelte* Unterordnung und Gesetzlichkeit“ darauf 
hin, daß für die Staatsanwaltschaft das Recht und die 
Pflicht beizubehalten ist, alle und jegliche Beschlüsse 
der örtlichen Behörden vom Standpunkt der Gesetz­
lichkeit anzufechten.

Der Einspruch ist ein Rechtsakt, der sich gegen die 
Verletzung der sozialistischen Gesetzlichkeit richtet. Die 
Verletzung der sozialistischen Gesetzlichkeit kann in 
einem ungesetzlichen Akt der Verwaltung oder in der 
Vornahme einer ungesetzlichen Handlung durch eine 
Amtsperson usw. in Erscheinung treten. Der Staats­
anwalt fordert mit dem Einspruch die Wiederherstel­
lung der Gesetzlichkeit und gegebenenfalls auch, daß 
die schuldigen Personen in der im Gesetz vorgeschrie­
benen Weise zur Verantwortung gezogen werden.

Der Einspruch des Staatsanwalts enthält eine Wieder­
gabe des Wortlauts des beanstandeten Aktes oder eines 
Teils davon bzw. eine kurze Wiedergabe der ungesetz­
lichen 'Handlungsweise der betreffenden Amtsperson. 
Die Begründung des Einspruchs hat unbedingt einen 
Hinweis auf das Gesetz oder auf den Rechtsakt, der 
verletzt wurde, zu enthalten. Der Einspruch schließt 
mit konkreten Vorschlägen des Staatsanwalts ab, denen 
die betroffenen Organe zur völligen Wiederherstellung 
der verletzten Gesetzlichkeit nachkommen müssen. In 
diesem Fall des Einspruchs kann der Staatsanwalt auch 
die Frage stellen, ob diejenigen Personen, die für die 
Abfassung ungesetzlicher Entscheidungen und Anwei­
sungen sowie für ungesetzliche Handlungen verant­
wortlich sind, zur Rechenschaft gezogen werden sollen.

Von der auf Grund des Einspruchs getroffenen Ent­
scheidung hat das entsprechende Organ den Staats­
anwalt, der den Einspruch eingelegt hat, innerhalb 
von zehn Tagen zu unterrichten.

Der Einspruchserhebung muß ein sorgfältiges Stu­
dium der Fragen, die den Einspruch notwendig 
machen, vorausgehen. Der Einspruch des Staatsanwalts 
muß auch rechtzeitig bei dem entsprechenden Organ 
eingelegt werden. Der Staatsanwalt kann gegen einen 
beliebigen Akt vom Moment seines Erlasses ohne Frist­
begrenzung zu jeder Zeit einen Einspruch einlegen. 
Allerdings ist im Interesse der Festigung der Gesetz­
lichkeit und der Wirksamkeit der Tätigkeit der Staats­
anwaltschaft ein rechtzeitiges Reagieren bei Gesetzes­
verletzungen von großer Bedeutung, da bei verspäteter 
Erhebung des Einspruchs dessen praktischer Wert ver­
lorengehen kann. Klar ist auch, daß in den Fällen, in 
denen die Wiederherstellung der verletzten Rechte und 
gesetzlichen Interessen noch möglich ist, es sinnlos 
wäre, die Erhebung des Einspruchs auf eine bestimmte 
Frist zu beschränken. (So ist z. B. im Falle der Einzie-
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